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Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 7 "Solarpark Langenhanshagen" der Ge­ 
meinde Trinwillershagen 
hier: Äußerung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 19. August 2020 (Posteingang: 19. August 2020) wurde ich um Äußerung 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum o. g. Bauleitplanentwurf gebeten. Als Bewertungsgrundlage 
haben dazu vorgelegen: 

- Planzeichnung (Vorentwurf) im Maßstab 1 : 2500 mit Stand vom 6. Juli 2020 
- B.egründung mit Stand vom 6. Juli 2020 

Nach erfolgter Beteiligung ergeht hierzu folgende Äußerung: 

Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 
Textliche Festsetzung - 1. 1. Art und Maß der baulichen Nutzung 
Für das Maß der baulichen Nutzung wurde folgende Überschrift „Maß der baulichen Nut­ 
zung - Höhe der baulichen Anlagen" verwendet. Es lassen sich jedoch auch andere Festset­ 
zungen zum Maß der baulichen Nutzung finden. So werden auch Festsetzungen zur GRZ ge­ 
troffen. Der Titel muss überarbeitet werden, oder die getroffenen Festsetzungen zur GRZ 
müssen in die Festsetzungen nach 1.2 „Bauweise und Baugrenzen/Überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksflächen [§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB] einsortiert werden. · 

Textliche Festsetzung - 1.3 Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo­ 
den, Natur und Landschaft 
In „ 1.3.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung" wird auf Möglichkeiten der Ver­ 
meidung von Eingriffen, auf welche in Kapitel 3 verwiesen wurde, hingewiesen. Ein „Kapi­ 
tel 3" ist jedoch in der Planzeichnung nicht zu finden. Sofern das Kapitel 3 der Begründung 
gemeint war ist dieses auch so zu benennen. 

Textliche Festsetzung - 1. 5 Zulässigkeit der festgelegten sonstigen Nutzung für einen be­ 
stimmten Zeitraum[§ 9 Abs. 2 Satz 1 BauGBJ 
Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 BauGB kann in besonderen Fällen eine zeitliche Begrenzung der in 
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ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen festgesetzt werden. Allerdings ist 
hier das Wort „besonderen" maßgeblich. Dieser vorliegende besondere Fall muss in der Be­ 
gründung dargelegt und erläutert werden. Eine Anpassung der Begründung ist notwendig. 

Einheitliche Zitierung 
Die Zitierung von Absätzen sollte immer mit „Abs." vorgenommen werden und nicht in 
Klammern. Zudem sollte eine einheitliche Zitierung von Rechtsnormen angewendet wer· 
den. 1 

Rechtsverweise I Präambel 
Aktuell liegt ein neuerer Stand zum Baugesetzbuch, als der angegebene, vor. Derzeit wäre 
folgender Verweis „Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBl. 1 S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. 1 
S. 1728) geändert worden ist" korrekt. Zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschluss gab es 
noch kein aktuelleres Änderungsgesetz zum Baugesetzbuch als das bisher angegebene. Eine 
Überprüfung, ob der neueste Stand des Baugesetzbuch Anwendung finden soll, sollte den­ 
noch vorgenommen werden. 

Planzeichenverordnung 
Die Planzeichenverordnung wird an mehreren Stellen nicht eingehalten. Folgende Planzei­ 
chen entsprechen nicht der Planzeichenverordnung: 
- Fläche Sonstiges Sondergebiet 
- Baulinie 
- Umgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes 
- Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 

Die Planzeichen „Baulinie", ,,Einfahrbereich", ,,Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen", 
„Baum - Anpflanzgebot", ,,Baum - Erhaltungsgebot" und „Umgrenzung von Schutzgebieten 
und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechtes" lassen sich zudem nicht in der Plan­ 
zeichnung wiederfinden. 

Das Planzeichen ohne Normcharakter „Flurstücksgrenzen mit -nummer" entspricht in der 
Karte nicht dem in der Legende Angegebenen. Flurstücke werden nicht in blau, sondern in 
schwarz, in der Karte abgebildet. Eine Anpassung ist notwendig. 

Bauaufsicht 
Grundsätzlich sollten Planzeichen, die im Plan nicht verwendet werden nicht unnötig die 
Planzeichenerklärung füllen. 

Wenn örtliche Bauvorschriften nicht getroffen werden, entfällt die Nummer 2 bei den 
textlichen Festsetzungen. 

Es erschließt sich nicht, warum die Einfriedungen, die der Sicherung der Anlage dienen sol­ 
len, nur ausnahmsweise außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig sein sol­ 
len. Zudem erscheint es sinnvoller eher die Höhe dieser Einfriedung ggf. zu begrenzen oder 
die Bauart der Einfriedung näher zu bestimmen. Offen scheint auch, ob die Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
mit eingezäunt werden sollen oder dürfen. Die· entsprechenden Festsetzungen unter .1.1 
und 1.2 gehen da etwas auseinander. Sie können das gleiche meinen, müssen es aber 
nicht. 



Seite 
3 511.140.02.10277.20 

Zu unbestimmt ist auch die Festsetzung wonach eine Überschreitung der GRZ nur erfolgen 
soll für die.Anlage von Zufahrten und anderen zwingend notwendigen befestigten Flächen, 
wenn nicht anders möglich. Grundsätzlich ist es ja immer anders möglich; einfach nur we­ 
niger Modultische aufstellen und die GRZ einhalten. 

Wasserwirtschaft 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ergehen Hinweise zur Lage im Wasserschutzgebiet und zu Aus­ 
wirkungen auf das Grund- und Oberflächengewässer sowie zu Möglichkeiten zur Wasserver- und 
Abwasserentsorgung und zur Lagerung wassergefährdender Stoffe. 

Schutzgebiete 
Das Plangebiet befindet sich in der Schutzzone III b der noch festzusetzenden Wasserfassung 
Martenshagen. 
Der Schutz des Grundwassers hat bei Errichtung des Solarparks oberste Priorität. 

Auswirkungen auf Oberflächengewässer 
Im Randbereich westlich der Teilfläche 1- Grenze zw. Flur 82 und 43 verläuft der verrohrte 
Graben 43/7-5, der nicht überbaut werden darf. Durch den geplanten 30 m breiten Schutz- 
streifen (Grünland) ist eine Beeinträchtigung des Gewässers nicht zu erwarten. · 

Wassergefährdende Stoffe 
Es erfolgt die Errichtung und der Betrieb einer Trafostation. Die Lagerung wassergefährdender 
Stoffe sind gemäß AwSV (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof­ 
fen) bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. 

Auswirkungen auf das Grundwasser 
Das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser versickert direkt vor Ort und stellt keine 
Beeinträchtigung der Grundwasserneubildung dar. 

Wasserversorgung/ Abwasserbeseitigung 
Es sind weder eine Trinkwasserversorgung noch eine Abwasserbeseitigung durch die geplante 
Nutzung erforderlich. · 

Naturschutz 
Für die Planung ist eine Ausnahme vom Biotopschutz erforderlich. Das geschützte Biotop 
0307-124B5020 verläuft gemäß Biotopverzeichnis des Landes über den gesamten Ostrand 
der Teilfläche 2. Die Überplanung mit dem Sondergebiet bedarf daher unabhängig vom jet­ 
zigen Zustand des Biotops der Ausnahme vom Biotopschutz nach § 30 Abs. 4 BNatSchG. Als 
Ausgleich schlage ich eine Verlängerung der Hecke nach Südosten auf mindestens 50 m vor, 
da der Schutzstatus erst ab dieser Länge wiedergegeben ist. Neben den ohnehin geplanten 
Baumpflanzungen wäre die Hecke durch Pflanzungen heimischer Sträucher zu ergänzen. 
Die Ausnahme vom Biotopschutz ist bei der unteren Naturschutzbehörde zu beantragen. 
Die Antragsunterlagen sind zur Beteiligung der Verbände in fünffacher Ausführung einzu­ 
reichen. Mit den Antragsunterlagen ist ein Pflanzplan einzureichen und die Verfügbarkeit 
der Pflanzflächen nachzuweisen. Die Sicherung kann durch Ergänzung des Geltungsberei­ 
ches um die Pflanzflächen und die Festsetzung der Pflanzungen nach§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a 
BauGB und § 9 Abs. 1 a BauGB in Planzeichnung und Text erfolgen. Die Naturschutzgeneh­ 
migung ist naturschutzrechtliche Voraussetzung für die Planreife. 
Hinsichtlich des Artenschutzes wurden bereits wichtige Vermeidungsmaßnahmen in die Sat­ 
zung übernommen. Zur Begründung des Termins der Vergrämungsmaßnahme sollte Fachli­ 
teratur zitiert werden. Für die ökologische Baubegleitung (ÖBB) sollte ergänzend festge­ 
setzt werden, dass ein Bautagebuch geführt wird sowie dass bei der unteren 
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Naturschutzbehörde Schadensfälle zu melden und evtl. erforderliche Naturschutzgenehmi­ 
gungen einzuholen sind. Nach Beendigung der Kontrollen, ob Amphibien und andere Klein­ 
tiere in die Eimer gefallen· sind, sind die Eimer zu entfernen, da sie sonst Kleintierfallen 
darstellen würden. Der Amphibienschutzzaun ist bis zum Ende der Bauarbeiten vorzuhal­ 
ten. Die Ausstiegshilfen an Gruben und Gräben sollten ebenfalls durch Fachpersonal be­ 
treut werden. Laut Abarbeitung der Eingriffsregelung sind keine Eingriffe in Gehölze zu er­ 
warten. Dennoch wurde die Vermeidungsmaßnahme VM 4 für Gehölzschnitte festgesetzt. 
Die Aussagen sind in Einklang zu bringen. 
Im Umweltbericht wurden bereits die wesentlichen relevanten Daten zusammengestellt. 
Der Umweltbericht ist formal jedoch entsprechend der aktuellen Fassung der Anlage 1 des 
BauGB zu vervollständigen (z. B. fehlt die Referenzliste). 
Laut Unterlagen soll der Oberboden abgeschoben werden. Mit Blick auf die Schutzgüter 
Tiere, Boden und Wasser sollten angegeben werden, wie tief die Abschiebungen reichen 
und welche Auswirkungen sie haben. 
Die erforderlichen Maßnahmen für den Naturschutz sind zum Teil noch in der Planzeich­ 
nung kenntlich zu machen (z. B. Ausgleichsmaßnahme 1 (M1 )). Die Umsetzung der Maß­ 
nahme ist zu sichern. Dies kann direkt in der Satzung erfolgen, in dem die Pflanzung des 
Grünlandes über§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB und § 9 Abs. 1 a BauGB in Planzeidinung und 
Text festgesetzt wird. 
Rechtseindeutig sind die Festsetzungen zur Lage der Zaunanlagen festzulegen. Derzeit kön­ 
nen sie ausnahmsweise auch außerhalb des Sondergebietes zulässig sein. Die Einfriedung ist 
auf das unbedingt notwendige Maß zu begrenzen, um unnötige Barrieren für Großwild zu 
vermeiden. Zudem ist der erforderliche lnstandhaltungsstreifen für die Zaunanlagen auch 
relevant für den Abstand zu den angrenzenden geschützten Biotopen. Als Schutzmaßnahme 
wurde teilweise schon ein Abstand von 5 m festgesetzt. Dieser Abstand zwischen Zaunanla­ 
gen. und allen geschützten Biotopen dürfte ausreichend sein. 
Die Überschreitung des Maßes der baulichen Nutzung ist noch eindeutig zu regeln. Die 
Überschreitung der GRZ wurde einerseits ausgeschlossen, andererseits jedoch für Zufahr­ 
ten und andere befestigte Flächen nicht ausgeschlossen. Die Größe der versiegelten und 
teilversiegelten Flächen geht aus der Satzung nicht hervor. Eine eindeutige Obergrenze der 
Versiegelungen ist in den Festsetzungen erforderlich, um die Eingriffsregelung richtig abar­ 
beiten zu können. 
Laut Begründung soll eine Folgenutzung für die Landwirtschaft festgesetzt werden. Die 
Festsetzung ist bisher noch nicht in die Satzung aufgenommen worden. Sie stellt einen Ein­ 
griff nach dem Bundesnaturschutzgesetz dar, wenn die Ackernutzung länger als 10 Jahre 
unterbleibt und wieder aufgenommen werden soll. Sofern eine entsprechende Festsetzung 
aufgenommen wird, ist auch dafür die Eingriffsregelung abzuarbeiten. 

Eine Anrechnung der kompensationsmindernden Maßnahme 8.32 (Anlage von Grünflächen 
auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen) ist wie beabsichtigt möglich, wenn die Vorgaben der 
Maßnahmenbeschreibung der Hinweise zur Eingriffsregelung (HzE) festgesetzt oder deren 
Umsetzung vertraglich gesichert wird. Eine 3 x jährliche Mahd ist z. B. nicht anrechenbar. 
Eine Anrechnung der Kompensationsmaßnahme 2.31 (Umwandlung von Acker in extensive 
Mähwiesen) kann wie beabsichtigt erfolgen, wenn die Umsetzung Vorgaben der Maßnah­ 
menbeschreibung der Hinweise zur Eingriffsregelung (HzE) für die den 30-m-Streifen am 
Wald gesichert wird. Hier ist z. B. weder eine Beweidung noch eine dreimalige Mahd mög­ 
lich. Für die Maßnahme ist noch ein Pflegeplan vorzulegen, das Monitoring zu planen, die 
Kostenermittlung für Pflege, Verwaltung und Kontrolle vorzulegen und ein entsprechender 
Kapitalstock zur Sicherung anzulegen. 
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Vorgesehen sind Baumpflanzungen außerhalb des Geltungsbereichs. Die Umsetzung der 
Pflanzung von 22 Bäumen der Arten Bergahorn oder Spitzahorn ist zu sichern. Hierzu kön­ 
nen weitere Teilgeltungsbereiche in die Satzung aufgenommen oder vertragliche Vereinba­ 
rungen getroffen werden. Für die Anrechenbarkeit sind wiederum die Vorgaben der HzE 
umzusetzen. 

Die Nummer und der Name des Ökokontos der Landschaftszone und die Höhe der abzubu­ 
chenden Flächenäquivalente sind in der Satzung zu benennen. Gleich in der Nähe befindet 
sich das Ökokonto VR-016 Naturwald Langenhanshäger Holz, das genutzt werden kann. Die 
Abbuchung ist zur Planreife sicher zu stellen. 

Im Durchführungsvertrag kann die Sicherung der Maßnahmen für Natur und Landschaft gesi­ 
chert werden. Der Entwurf des Durchführungsvertrages sollte daher im anschließenden Be­ 
teiligungsverfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB vorgelegt werden. 
In der Satzung werden für die Teilgeltungsbereiche unterschiedlichen Begriffe verwendet 
(Planteil 1, Teilfläche 1 ). Die Flächen sind rechtseindeutig zu bezeichnen. 
Wenn trotz des Schutzabstandes weitere Schutzmaßnahmen für die Gehölze erforderlich 
sind, sind diese in der Satzung konkret festzusetzen oder vertraglich sicher zu stellen. All­ 
gemeine Verweise auf externe Quellen, wie die DIN 18920, bleiben rechtlich unverbindlich. 

Denkmalschutz 
Baudenkmale 
Im o.g. Gebiet sind keine eingetragenen Baudenkmale vorhanden. Daher sind die vorliegen­ 
den Unterlagen aus denkmalpflegerischer Sicht ausreichend. 
Bodendenkmale 
Im o.g. Gebiet sind keine Bodendenkmale bekannt. Daher sind die vorliegenden Unterlagen 
aus denkmalpflegerischer Sicht ausreichend. 

Kataster und Vermessung 
Planzeichnung Teil A 
Die hier vorliegende Ausfertigung der Planzeichnung bedarf noch einer geringen Überarbei­ 
tung und ist dann zur Bestätigung der Richtigkeit des katastermäßigen Bestandes geeignet. 

Vermarkte und unverrnarkte Grenzpunkte werden nicht unterschieden. Zur Verbesserung 
der räumlichen Einordnung sollten alle angrenzenden Flurstücke bezeichnet werden. Flur- 
grenzen sind nicht dargestellt. · 

Für die Bestätigung der katastermäßigen Richtigkeit der Planzeichnung empfehle ich nach­ 
folgenden Verfahrensvermerk: 

Der katastermäßige Bestand im Geltungsbereich des B-Planes am wird als rich- 
tig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt 
der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Liegeri­ 
schaftskarte (ALKIS-Grunddatenbestand) im Maßstab 1: 1000 vorliegt. Regressansprüche 
können nicht abgeleitet werden . 
. . . . . . . . . . .. . . . . . . . . . . . . , den ÖbVI oder Landkreis Vorpommern-Rügen 

FD Kataster und Vermessung 
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Im Textteil B 
Unter Punkt 3.1 „Kartengrundlage" ist die Kartengrundlage neu zu bezeichnen: 
„der digitale amtliche Flurkartenauszug der automatisierten Liegenschaftskarte (ALK)" ist 
durch „die rechtsverbindliche Liegenschaftskarte (ALKIS-Grunddatenbestand)" zu ersetzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

;;~// 
Hß eh uhl 
Fach I b~~er 



Land esfo rst
Mecklenburg-Vorpommern
- Anstalt des öffentlichen Rechts -

Der Vorstand

Forstamt Sch.enhagen An Kronenwald 1 18469 Schenbagen Forstamt Sc h uen hagen

Stadt Barth
Amt für Bauen,
und Ordnung
Teergang 2
18356 Barth

/ /

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 7 „Solarpark Langenhanshagen“ der
Gemeinde Trinwillershagen

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu o.g. Vorhaben nehme ich für das Forstamt Schuenhagen, für den Geltungsbereich
des Bundeswaldgesetzes vom 2. Mai 1975 (BGBI. 1 5. 1037), das zuletzt durch Artikel 1
der Verordnung vom 17. Januar 2017 (BGBI. 1 8. 75) geändert worden ist und des
Waldgesetzes für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz - LWaIdG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 2011 (SVOBI. M-V 2011, 8. 870),
letzte berücksichtigte Anderung: § 3 geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Juli
2018 (GVOBI. M-V 8.219) als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung:

Dem o.g. Bebauungsplan wird aus forstrechtlicher Sicht zugestimmt.

In der Gemeinde Trinwillershagen soll am Standort südlich der Ortslage
Langenhanshagen angrenzend an die Eisenbahntrasse Rostock - Stralsund eine
Photovoltaik-Freiflächenanlage errichtet werden.

Südwestlich des Seltungsbereiches der Teilfläche 1 grenzt Wald im Sinne des §2
LWaIdG auf dem Flurstück 83, Flur 11, Gemarkung Langenhanshagen an das
Plangebiet an. Wald im Sinne des Gesetzes sind alle mit Waldgehölzen bestockten
Grundflächen.

Gemäß § 20 LWaIdG M-V ist zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf oder
Waldbrand bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 Metern zum Wald
einzuhalten. Die Waldkante ist dabei die Traufkante (äußerste Kante der Aste) der
Waldbäume.
Auch für den Bau einer Photovoltaikanlage ist zwingend der Abstand baulicher Anlagen
zum Wald von mindestens 30 Meter gemäß § 20 LWaIdG M-V einzuhalten. Hintergrund
dieser Regelung ist u.a. die dem Waldbesitzer obliegende Verkehrssicherungspflicht
durch herabstürzende Zweige, Aste oder Bäume und den daraus entstehenden
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Haftungsansprüchen. Weiterhin kann es durch das Höhenwachstum der Waldbäume zu
einer verstärkten Beschattung kommen. Die dadurch herabgesetzte Leistungsfähigkeit
der Photovoltaikanlage wäre dann evtl. Anlass für Ersatzansprüche gegenüber dem
jeweiligen Waldbesitzer. Dem soll u.a. von behördlicher Seite vorgebeugt werden.

Der Waldabstand von 30 m wird zum Baufeld eingehalten, ist im B-Plan dargestellt und
wird in der Begründung unter Punkt 9.5 berücksichtigt.

Wie in der Begründung beschrieben soll 1/3 der Ausgleichsfläche Ml einer natürlichen
Sukzession überlassen werden. Endstadium einer natürlichen Sukzession wird unter
den gegebenen Voraussetzungen vermutlich eine Waldfläche sein. Im Zusammenhang
mit der westlich angrenzenden Waldfläche wird die geplante Sukzession voraussichtlich
den Waldcharakter nach § 2 LWaldG erreichen. Gemäß § 24 LWaIdG ist eine
Erstaufforstung die Neuanlage von Wald auf bisher nicht als Wald geltenden
Grundflächen. Demnach ist die Art der Neuanlage irrelevant und auch geølante
Sukzessionen müssen als Erstaufforstung gemäß § 25 LWaIdG von der Forstbehörde
genehmigt werden. Vor Umsetzung des B-Planes ist ein entsprechender Antrag im
Forstamt Schuenhagen zu stellen.

Die Erschließung erfolgt nicht über Waldflächen oder -wege.

Hinweis

Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 LWaIdG M-V bedarf es einer Genehmigung zur
Waldumwandlung nicht, soweit Regelungen in einem Bebauungsplan oder einer
städtebaulichen Satzung eine andere Nutzung vorsehen, zum Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses kein Wald nach § 2 LWaIdG M-V bestand und seit dem
Satzungsbeschluss weniger als zehn Jahre vergangen sind. Nach diesem Zeitraum ist
also bei einer Waldinanspruchnahme im B-Plangebiet die Forstbehörde zu beteiligen.

Mit freunJßchen Grüßen
Im uftra

Forstamtsleiter
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Allgemeine Datenschutzinformation:
Der Kontakt mit dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern ist mit der Speicherung und
Verarbeitung der von Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage:
Art. 6 Abs. 1 e DSGVO i.V.m. § 4 Abs. 1 DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unter www.regierung-
mv.de/Datenschutz.

Hausanschrift:
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern
Badenstraße 18, 18439 Stralsund
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Stralsund, 28.08.2020

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 7 "Solarpark Langenhanshagen" der
Gemeinde Trinwillershagen

Stellungnahme Abteilung Landwirtschaft und Flurneuordnungsbehörde

Die Errichtung der Photovoltaik Anlagen erfolgt auf Ackerlandflächen. Die
durchschnittliche Bodenwertigkeit der betroffenen Ackerlandflächen für den westlichen
Planungsbereich schätze ich auf 53 Bodenpunkten. (siehe Anlage 1). Die
durchschnittliche Bodenwertigkeit der betroffenen Ackerlandflächen für den östlichen
Planungsbereich schätze ich auf 41 Bodenpunkten. (siehe Anlage 2)

Ackerland ist deshalb von hoher Bedeutung, da es ohne Tierhaltung flexibel den
Marktanforderungen entsprechend durch die Produktion von Marktfrüchten
bewirtschaftet werden kann. Die Kaufpreisunterschiede zwischen Grünlandflächen
und Ackerflächen unterstreichen die flexiblere und ökonomisch höherwertige
Nutzungsmöglichkeit von Ackerland.

Gleichwohl ist festzustellen, dass auf Ackerflächen mit bis zu 20 Bodenpunkten eine
landwirtschaftliche Pflanzenproduktion zunehmend Risiken ausgesetzt ist, die die
Wirtschaftlichkeit stark einschränken oder sogar unmöglich machen können. In
derartigen Fällen sollte aus Sicht der Landwirtschaft die Möglichkeit der Errichtung von
PV-Anlagen auf Ackerflächen, vor dem Hintergrund der Sicherung von
Einkommensquellen für den landwirtschaftlichen Betrieb, in Betracht gezogen werden.



Hausanschrift:
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern
Garthofstraße 17-19, 18461 Franzburg

Telefon: : 038322 / 58-199
Telefax: 038322 / 58-197
E-Mail: poststelle@aflfrbg.mvnet.de
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Standorte mit über 20 Bodenpunkten sollen generell der landwirtschaftlichen
Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln bzw. von Biomasse vorbehalten
bleiben.

Zu naturschutzrechtlichen und Umwelt-Belangen ergeht die Stellungnahme
regelmäßig gesondert.

Mit freundlichem Grüßen
im Auftrag

Himpel
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Landkreis Vorpommern-Rügen
- Der Landrat -
Fachdienst Kataster und Vermessung

Auszug aus GeoPORT.VR

Maßstab dieses Auszugs:
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© GeoBasis-DE/M-V VR

Gemarkung: Langenhanshagen (132547)
Flur: 11

51-60 Bodenpunkte
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Landkreis Vorpommern-Rügen
- Der Landrat -
Fachdienst Kataster und Vermessung

Auszug aus GeoPORT.VR

Maßstab dieses Auszugs:
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erstellt durch:   StALU-Vorpommern (Abt. 2)
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© GeoBasis-DE/M-V VR

Gemarkung: Langenhanshagen (132547)
Flur: 15

links der Straße
40-50 Bodenpunkte

rechts der Straße
20-40 Bodenpunkte
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